
Das Oberverwaltungs-
gericht für das Land Nord-
rhein-Westfalen (OVG
NRW) hat mit Beschluss
vom 9. Juli 2001 (AZ: 13 B
531/01) die Erteilung einer
(zahn-)ärztlichen Appro-
bation an den Nachweis
ausreichender deutscher
Sprachkenntnisse geknüpft.
Der Entscheidung lag der
Antrag eines griechischen
Zahnarztes zu Grunde,der
die Approbation für die Be-
handlung ausschließlich
griechisch sprechender Pa-
tientinnen und Patienten
begehrte, ohne über aus-
reichende deutsche Sprach-
kenntnisse zu verfügen.

Nach Auffassung des
OVG gehört es – nicht nur
in Deutschland – zu den
elementaren Grundlagen
ärztlichen Wirkens,dass der

Arzt mit einem ihn aufsu-
chenden Patienten kom-
munizieren und mit dem
Patienten ein an der erfor-
derlichen Behandlung ori-
entiertes angemessenes
Gespräch führen kann.An-
dernfalls erscheine eine Er-
folg versprechende Heil-
behandlung nicht möglich.

Die Notwendigkeit einer
sprachlichen Verständigung
zwischen Arzt und Patient
erscheint in den Augen des
Gerichts nicht nur geboten
für den Beginn der Be-
handlung, die Schilderung
körperlicher Beschwerden
durch die Patienten und die
Erfassung derselben durch
den Arzt. Vielmehr erfor-
derten auch möglicher-
weise notwendige Auf-
klärungsgespräche – etwa
bei Eingriffen in die kör-

perliche Integrität des Pa-
tienten – und erst recht
Notfallsituationen eine
schnelle und unmittelbare
Verständigung zwischen
Arzt und Patient.

Auch müsse die Verstän-
digung des Arztes mit Ver-
waltungsbehörden und Be-
rufsorganisationen gewähr-
leistet sein. Dies stelle ei-
nen „zwingenden Grund
des allgemeinen Interesses“
dar, der es rechtfertige, die
Erteilung der Approbation
von sprachlichen Voraus-
setzungen abhängig zu ma-
chen. Die Einhaltung der
geltenden Berufsregeln und
Rechtsvorschriften und
auch die Erfüllung der ad-
ministrativen Aufgaben ver-
langten eine angemessene
Kenntnisse der Sprache des
Aufnahmestaates.

Generell setzt die Ertei-
lung der Approbation als
Arzt ein Studium der Me-
dizin an einer wissen-
schaftlichen Hochschule
und eine 18-monatige
Tätigkeit als Arzt im Prak-
tikum voraus (§ 3 Abs.1 Nr.
4 u. 5 BÄO). Rechtlich
gleichgestellt ist unter 
bestimmten Voraussetzun-
gen eine Ausbildung in ei-
nem Mitgliedsstaat der Eu-
ropäischen Union und 
des Europäischen Wirt-
schaftsraumes (§ 3 Abs. 1
S. 2 BÄO). Ausreichende
Kenntnisse der deutschen
Sprache werden als Vor-
aussetzung für die Ertei-
lung der Approbation nicht
ausdrücklich erwähnt.
Dr. iur. Dirk Schulenburg,

Justitiar der 
Ärztekammer Nordrhein
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Ausreichende deutsche Sprachkenntnisse sind notwendige 
Voraussetzung für die Erteilung der Approbation als Arzt

Die Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung
(BZgA) will mit den Kran-
kenkassen bei der Umset-
zung des neu gefassten § 20
SGB V eng zusammenar-
beiten. So sollen gemein-
sam mit den Krankenkas-
sen gezielte und qualitäts-
gesicherte Interventionen
in der Primärprävention
und Gesundheitsförderung
entwickeln werden.Derzeit
werde in einer „Beraten-
den Kommission“ über
mögliche Formen der Ko-
operation diskutiert, sagte
die Direktorin der BZgA,
Dr. Elisabeth Pott, bei der
Vorstellung des Jahresbe-
richtes 2000 kürzlich in
Köln.

Die BZgA arbeitet der-
zeit bereits mit rund 100
Kooperationspartnern bei
verschiedenen Schwer-
punktthemen wie Aids-
Aufklärung, Suchtpräven-
tion und Gesundheitsvor-
sorge bei Kindern und Ju-
gendlichen zusammen.
Auch auf europäischer und
internationaler Ebene ver-
suche die BZgA, sich mit
Partnerorganisationen zu
vernetzen,erklärte Pott.So
konnte eine Kooperation
mit der Gesellschaft für
Technische Zusammenar-
beit (GTZ) bei Aids-
Prävention, Familienpla-
nung und Sexualaufklärung
in Entwicklungsländern be-
gründet werden.

PRÄVENTION

BZgA beklagt Wissenslücken beim Thema HIV

Mit Sorge beobachtet die
Direktorin, dass sich beim
Thema Aids in der Bevöl-
kerung erste Wissenslücken
zeigen. So wissen nach ei-
ner Umfrage der BZgA
rund 25 Prozent der Be-
völkerung nicht, dass man
sich bei HIV-positiven Per-
sonen anstecken kann, so
Pott. Auch gehe der Ge-
brauch von Kondomen
zurück. Haben 1996 noch
72 Prozent der Alleinle-
benden unter 45 Jahren
Kondome benutzt, so sank
der Anteil auf 70 Prozent
im Jahre 2000.

Dass die Aufklärungs-
kampagnen der BZgA die
Bevölkerung nicht mehr so
flächendeckend erreichen

wie am Ende der 80er Jah-
re, führt Pott nicht nur auf
das geschrumpfte Budget
der BZgA zurück. Im Jah-
re 1987 standen für die
Aids-Aufklärung 50 Mil-
lionen DM zur Verfügung.
Im vergangenen Jahr wa-
ren es noch 18 Millionen
DM. Daneben würden an-
dere Gesundheitsthemen
wie zum Beispiel BSE und
strukturelle Probleme die
Aids-Aufklärung teilweise
aus dem öffentlichen Blick-
feld drängen, sagte Pott.

Der Jahresbericht der
BZgA kann kostenlos an-
gefordert werden unter Fax:
0221/8 99 22 57 oder per E-
Mail: order@bzga.de.
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